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nicht möglich, auch juristisch die sofortige Beseitigung des 
imperialistischen Kolonialsystems zu erreichen, wie die Ka­
pitel XI (Erklärung über Gebiete ohne Selbstregierung), 
XII (Internationales Treuhandschaftssystem) und XIII 
(Treuhandschaftsrat) der UN-Charta zeigen. Dazu bedurfte 
es noch des jahrzehntelangen Kampfes der Völker, die aller­
dings dabei die Charta und insbesondere die in ihr enthalte­
nen Grundprinzipien des Völkerrechts als wirksames Instru­
ment nutzen konnten.

Die Tatsache, daß den Vereinten Nationen als wesent­
lichem Bestandteil des Gesamtsystems der internationalen 
Beziehungen außerordentliches Gewicht zukommt4, weist auf 
einen weiteren wichtigen Aspekt zur Bestimmung des Plat­
zes der UNO hin, nämlich den politischen Charakter der 
Organisation. Der Inhalt der Tätigkeit der Vereinten Na­
tionen wird in erster Linie von zwei Faktoren bestimmt: 
vom unterschiedlichen Klassencharakter der Mitgliedstaaten 
und von ihrer Bereitschaft, die in der Charta der Vereinten 
Nationen niedergelegten Grundsätze und Ziele zu verwirk­
lichen. Beide Faktoren wirken nicht unabhängig voneinander 
und sind auch keine unveränderlichen Größen. Sie haben 
sich, wie die Geschichte der Vereinten Nationen beweist, 
zugunsten der Verstärkung der antiimperialistischen, demo­
kratischen und sozialistischen Elemente entwickelt. Trotz 
tiefgreifender Krisen in der Entwicklung. der UNO konnten 
sich daher dank der Existenz und dem Wirken der Sowjet­
union und der mit ihr brüderlich verbundenen Staaten die 
progressiven und demokratischen Ideen der UN-Charta 
immer mehr durchsetzen.

Ein dritter Aspekt besteht darin, daß die UNO eine uni­
verselle internationale Organisation ist, in der Staaten un­
terschiedlicher politischer und sozialer Ordnung als gleich­
berechtigte Mitglieder vertreten sind. Sie ist eine interna­
tionale Organisation zur Sicherung des Friedens, zur Garan­
tierung der internationalen Sicherheit und zur Durchsetzung 
der friedlichen Koexistenz von Staaten unterschiedlicher so­
zialer Ordnung. Dabei kommt das real existierende interna­
tionale Kräfteverhältnis in der UNO in der Regel nur indi­
rekt zum Ausdruck, da auf der Grundlage des Prinzips der 
souveränen Gleichheit jeder Mitgliedstaat über eine Stimme 
verfügt.

Wesentlich ist heute die Tatsache, daß die UNO in den 
40 Jahren seit ihrer Gründung an politischem Gewicht und 
Einfluß gewonnen hat, obwohl sie bei weitem nicht alle 
komplizierten politischen Probleme zu lösen vermag. Ihre 
Effektivität hängt von den Mitgliedstaaten selbst ab. Sie 
kann als internationale Organisation immer nur so viel er­
reichen, wie ihre Mitgliedstaaten zu leisten bereit sind. „Un­
zulänglichkeiten und Schwächen der UNO haben ihre Ursa­
chen nicht in der Charta, sondern im mangelnden Willen 
imperialistischer Staaten, eine Politik in Übereinstimmung 
mit den Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen zu 
betreiben. Die strikte Befolgung und Einhaltung dieser Prin­
zipien bleibt der Schlüssel für die Erhöhung der Effektivität 
der Organisation.“5 Es besteht deshalb keinerlei Grund, die 
Charta der Vereinten Nationen einer grundlegenden Revi­
sion zu unterziehen, wie das einige Mitgliedstaaten anstre­
ben. Die sozialistischen Staaten gehen vielmehr davon aus, 
daß es auch nach 40 Jahren UNO darauf ankommt, die 
Hauptziele der Weltorganisation mit Leben zu erfüllen. Die 
DDR hat wiederholt bekräftigt, daß sie alles unternimmt, 
um die UNO zu stärken und ihre Charta zu verteidigen.6

Schlüsselprinzip des gesamten UNO-Mechanismus: 
die Einstimmigkeit der fünf 
ständigen Sicherheitsratsmitglieder

Nach dem in der Charta der Vereinten Nationen konzipier­
ten Sicherheitssystem ist dem UN-Sicherheitsrat die Haupt­
verantwortung für die Aufrechterhaltung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit, d. h. für die Durchset­
zung der grundlegenden Ziele dieser Organisation, übertra­
gen worden (Art. 24 der UN-Charta). Gerade dieses Sicher­
heitssystem war von Anbeginn Gegenstand des politischen 
Kampfes, der internationalen Klassenauseinandersetzung. 
Das Charakteristische dieser Auseinandersetzung besteht im 
unermüdlichen Kampf der Sowjetunion und der anderen 
Staaten der sozialistischen Gemeinschaft für die Achtung 
und Verwirklichung der Grundideen und Grundprinzipien 
der Charta, gegen deren wiederholte Verletzung durch die 
USA und andere imperialistische Staaten sowie gegen die 
Versuche, die Charta zu verändern oder im imperialistischen 
Sinne zu interpretieren. Besonderen Angriffen ist dabei der 
Sicherheitsrat sowohl hinsichtlich seiner Struktur wie seiner 
Kompetenzen ausgesetzt.

Was die Struktur des Sicherheitsrates betrifft, so richten 
sich die Angriffe vor allem gegen die Tatsache, daß fünf 
Staaten — die UdSSR, die Volksrepublik China, die USA, 
Großbritannien und Frankreich — einen ständigen Sitz in 
diesem Rat einnehmen und daß entsprechend Art. 27 Ziff. 3 
der UN-Charta Beschlüsse des Sicherheitsrates in Sachfragen 
mit neun Stimmen der 15 Sicherheitsratsmitglieder angenom­
men werden müssen, worunter sich die Stimmen der fünf 
ständigen Mitglieder befinden müssen. Es handelt sich dabei 
um das Einstimmigkeitsprinzip der ständigen Mitglieder.7 Die 
UdSSR hat bereits bei den Verhandlungen in Dumbarton 
Oaks und Jalta auf diesem Einstimmigkeitsprinzip bestan­
den.8 Diese Regelungen gehen von mehreren Voraussetzun­
gen aus:

1. Es lag nicht in der Absicht der UN-Mitgliedstaaten, 
bestimmten Staaten durch die Gewährung eines ständigen 
Sitzes im Sicherheitsrat unangemessene Privilegien zuzuer­
kennen. Das einheitliche Verständnis war vielmehr, daß die 
ständigen Mitglieder eine besondere Verantwortung tragen, 
die diesen Staaten entsprechend ihrer objektiven Rolle bei 
der Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit zukommt. Nur dann — und das war bei der 
Gründung der Vereinten Nationen der beherrschende Grund­
gedanke —, wenn die Hauptmächte der Antihitlerkoalition 
auch nach der Zerschlagung des Faschismus einmütig han­
deln, können der Weltfrieden und die internationale Sicher­
heit auf Dauer gewährleistet werden.

2. Eine Grundvoraussetzung für die Gestaltung friedli­
cher internationaler Beziehungen und das Funktionieren die­
ser Weltorganisation war und ist die Respektierung der sou­
veränen Gleichheit aller Staaten sowie der Gleichheit und 
gleichen Sicherheit der in dieser Organisation vertretenen 
unterschiedlichen sozialökonomischen Systeme. Die Zuerken­
nung von ständigen Sitzen an so bedeutende Staaten, die 
unterschiedliche ‘ sozialökonomische Systeme repräsentieren, 
war gleichzeitig die im Konsensus erzielte Vereinbarung 
darüber, die jeweilige Gesellschaftsordnung zu respektieren 
und auf eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
anderer Staaten zu verzichten. Gerade unter den Bedingun­
gen der Existenz des Zusammenlebens von Staaten mit un­
terschiedlicher Gesellschaftsordnung ist das im Rahmen die­
ser Organisation die einzig mögliche und zugleich demokra­
tischste Form der Achtung und der gegenseitigen Garantie­
rung der Sicherheit, d. h. der legitimen Interessen aller Mit­
gliedstaaten der Vereinten Nationen.

3. Die Regelung der Struktur des Sicherheitsrates wie 
seines Abstimmungsverfahrens nimmt den imperialistischen 
Staaten, die über die Mehrheit der ständigen Sitze im Si­
cherheitsrat verfügen, die Möglichkeit, die UdSSR zu majo- 
risieren und die Vereinten Nationen — wie einst den Völker­
bund — für aggressive außenpolitische Ziele zu mißbrauchen 
und sie zu einem antisowjetischen Instrument umzufunktio­
nieren.

4. Durch diese Regelung wird gleichzeitig klargestellt, 
daß Konflikte zwischen den ständigen Ratsmitgliedem nicht 
innerhalb des Sicherheitsrates geregelt werden können, da 
jedes Ratsmitglied durch seine Gegenstimme einen Beschluß 
des Rates in Sachfragen verhindern kann. Deshalb bleibt 
für die Lösung von Konflikten zwischen den ständigen Rats­
mitgliedern im Grunde nur der Weg der direkten Verhand­
lungen, wie er hinsichtlich der Fragen der Abrüstung und 
Rüstungsbegrenzung jetzt z. B. zwischen den USA und der 
UdSSR in Genf beschritten wird.

5. Das Abstimmungsverfahren im Sicherheitsrat macht 
es erforderlich, bei allen Entscheidungen über substantielle 
Fragen eine für alle Mitglieder des Sicherheitsrates annehm­
bare Lösung zu finden, d. h. solche Regelungen internatio­
naler Konflikte herbeizuführen, die den Erfordernissen der 
friedlichen Koexistenz entsprechen. Die UdSSR und die an­
deren Staaten der sozialistischen Gemeinschaft haben im 
Rahmen der Vereinten Nationen keinen Zweifel daran ge­
lassen, daß das Einstimmigkeitsprinzip der ständigen Mit­
glieder des Sicherheitsrates das Schlüsselprinzip des gesam­
ten UNO-Mechanismus ist. Sie haben stets darauf verwiesen, 
daß den Vereinten Nationen mit der Beseitigung dieses
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